
Übungen im öffentlichen Recht, Hauptstudium  FS 2011 

1 

Probeklausur im öffentlichen Recht 
5. Mai 2011 

Wichtige Hinweise: 

Die Studierenden lösen die Probeklausur selbständig zu Hause. Es wird kein Saal an der Uni-
versität zur Verfügung gestellt. Der Fall wird im Rahmen der Übungen vom 16. Mai behan-
delt. Der Beurteilungsraster wird im Anschluss an diese Besprechung  im Internet aufgeschal-
tet.   
 
Bekanntgabe des Falles: 5. Mai 2011, nur Internet-Publikation;  
Korrektur der Probeklausur: Selbstkorrektur (keine Korrektur durch das Institut); 
Besprechung: 16. Mai 2011 (Fall 11 der Übungen im öffentlichen Recht).  
 

A. Sachverhalt 

Gastwirt Hauri betreibt am Lindenquai in der Stadt Chur (Kanton GR) eine Discothek, ge-
nannt „Der Nachtclub“. Seit Oktober 2001 ist Hauri im Besitz einer Bewilligung für „dauernd 
längere Öffnungszeiten“. Gestützt hierauf war „Der Nachtclub“ wie folgt geöffnet: von Sonn-
tag- bis Donnerstagnacht bis 02.00 Uhr, Freitag- und Samstagnacht bis 06.00 Uhr.  

Bei der Bewilligung von Öffnungszeiten verfolgte der Stadtrat von Chur (Exekutive) seit dem 
Inkrafttreten des städtischen Gastwirtschaftsgesetzes am 1. April 2001 (Gastwirtschaftsgesetz 
für die Stadt Chur vom 24. September 2000; GWC) eine liberale Praxis. Am 30. Juli 2010 
beschloss er jedoch, die Bewilligung von „dauernd längeren Öffnungszeiten“ neu nach Mass-
gabe eines Modells zu regeln, welches das Stadtgebiet in verschiedene Rayons einteilt. Die 
zukünftig maximal zu bewilligenden Öffnungszeiten wurden – je nach Rayon – unterschied-
lich verkürzt.  

Gegen die Gebietseinteilung und die Verkürzung der Öffnungszeiten regte sich grosser Wi-
derstand unter den Gastwirten der Stadt Chur. Der Stadtrat kam ihnen darum entgegen: Er 
verzichtete auf das Inkraftsetzen seines Beschlusses vom 30. Juli 2010 und erklärte sich be-
reit, die Ergebnisse des mit dem Städtischen Wirteverband und einzelnen Gastwirten im Au-
gust 2010 gemeinsam ausgearbeiteten Konzepts betreffend Öffnungszeiten (Wirtekonzept) 
abzuwarten. Diese Versuchsphase sollte zeigen, ob das Wirtekonzept genüge, um die Lärmbe-
lastung der Anwohnerschaft, die Verunreinigungen im öffentlichen Raum sowie die Gewalt-
ausschreitungen durch alkoholisierte Gäste einzudämmen. 

In der Folge kam der Stadtrat gestützt auf ein Lärmgutachten sowie den Bericht des Komman-
danten der Stadtpolizei (Polizeibericht) zum Schluss, es brauche weitere Massnahmen für eine 
spürbare und nachhaltige Verbesserung der Situation in den Gebieten Welschdörfli und Lin-
denquai; Priorität habe dabei eine Verkürzung der Öffnungszeiten. Am 6. Januar 2011 be-
schloss er daher neu, die Bereiche Altstadt und Lindenquai sowie das übrige Wohngebiet zu 
einem Rayon 1 zusammenzufassen, die Bereiche Welschdörfli und Industriegebiet zu einem 
Rayon 2. Für den Rayon 1 (Altstadt/Lindenquai und übriges Wohngebiet) wurden im Ver-
gleich zum Rayon 2 (Welschdörfli und Industrie) kürzere Öffnungszeiten festgelegt (vgl. den 
Beschluss sowie den Plan in der Beilage). 

Gegen den Beschluss des Stadtrats vom 6. Januar 2011 führte Hauri Beschwerde an das Ver-
waltungsgericht des Kantons Graubünden. Mit Urteil vom 10. März 2011 wies dieses das 
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Rechtsmittel vollumfänglich ab. Zur Begründung führte es an, aus dem Lärmgutachten und 
dem Polizeibericht gehe klar hervor, dass die langen Öffnungszeiten der Gaststätten am Lin-
denquai kausal seien für die Nachtruhestörungen, für die Verunreinigungen und die Sachbe-
schädigungen, ferner auch für die Gewaltdelikte, den Alkoholmissbrauch und die Gefährdung 
der Verkehrssicherheit. Vor allem nach Mitternacht würden Personengruppen aus dem nahe 
gelegenen Welschdörfli angelockt, dem historisch gewachsenen Vergnügungsviertel. Auch die 
Altstadt, welche direkt gegenüber dem Lindenquai auf der anderen Flussseite liege, werde 
durch den Lärm am Lindenquai in Mitleidenschaft gezogen. Der Betrieb des Beschwerdefüh-
rers trage erheblich zum Lärmproblem bei. Auf Grund der unbefriedigenden Situation habe 
der Stadtrat ohne Weiteres handeln dürfen.  

Gegen das Urteil des kantonalen Verwaltungsgerichts erhob Hauri am 5. April 2011 form- 
und fristgerecht Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten beim Bundesgericht. 
In seiner Beschwerdeschrift brachte er folgende Rügen vor: 

a) Der Stadtratsbeschluss vom 6. Januar 2011 sei eine Verfügung; deshalb hätte der Stadtrat 
ihn – Hauri – als unmittelbar Betroffenen vor Erlass des Beschlusses anhören und ihm 
Gelegenheit geben müssen, sich zum Lärmgutachten und zum Polizeibericht zu äussern. 

b) Das Vorgehen des Stadtrats, der das Wirtekonzept bereits nach fünf Monaten (das heisst 
ohne dessen längerfristige Wirkung abzuwarten) fallengelassen habe, sei treuwidrig.  

c) Für Hauris Betrieb seien lange nächtliche Öffnungszeiten wirtschaftlich notwendig. Das 
Nachtruhebedürfnis gewichte demgegenüber weit weniger schwer. Der angefochtene Be-
schluss sei deshalb unverhältnismässig. Zudem sei Hauris Betrieb nicht die Ursache für 
den beanstandeten Lärm. Am Lindenquai würden andere Lärmquellen überwiegen, so der 
24-h-Taxistand, die öffentlichen Toiletten, die Fliessgeräusche des Flusses sowie die Nä-
he zum Welschdörfli. Die im Lärmgutachten verwendete Messmethode sei fragwürdig, 
weil sie diese Lärmquellen offensichtlich nicht berücksichtige. Selbst wenn man die 
Messmethode als sachgerecht erachte, ergebe sich aus dem Lärmgutachten eindeutig, dass 
die umweltrechtlichen Lärmgrenzwerte am Lindenquai eingehalten würden. Aus all die-
sen Gründen sei zu vermuten, der Stadtrat verfolge mit dem Beschluss vom 6. Janu-
ar 2011 rein wirtschaftspolitische Interessen: Er wolle die Betriebe am Lindenquai „aus-
rotten“, um den dadurch gewonnenen Platz für Wohnzwecke zu nutzen.  

d) Eine Ungleichbehandlung von Lindenquai und Welschdörfli bezüglich Öffnungszeiten 
lasse sich sachlich nicht rechtfertigen: Die beiden Gebiete lägen nahe beieinander, hätten 
ungefähr den gleichen Charakter und gehörten gemäss Nutzungsplan zur gleichen Nut-
zungszone ZA1 (die Zentrumszone Altstadt ZA1 ist gemäss Art. 41 Abs. 1 des Baugeset-
zes der Stadt Chur vom 26. November 2006 für das Wohnen und für nicht störende und 
mässig störende Gewerbe-, Handels- und Dienstleistungsbetriebe bestimmt). 

In ihrer Vernehmlassung (Art. 102 Abs. 1 BGG) vom 3. Mai 2011 setzte die Stadt Chur, ver-
treten durch den Stadtrat, den Rügen des Beschwerdeführers fristgerecht Folgendes entgegen:  

a) Der angefochtene Beschluss sei ein Erlass und ersetze die Bewilligung „dauernd längerer 
Öffnungszeiten“ gemäss Art. 12 GWC nicht. Da Hauri im Verfahren vor dem kantonalen 
Verwaltungsgericht Einsicht in den Polizeibericht sowie das Lärmgutachten erhalten ha-
be, genüge dies einem allfälligen Gehörsanspruch. Ein weitergehendes Mitwirkungsrecht 
bestehe nicht.  

b) Der Stadtrat sei gesetzlich befugt, die Regelöffnungszeiten gemäss Art. 11 GWC wenn 
nötig zu verkürzen oder gewährte Verlängerungen zu entziehen. Die den Gastwirten auf-
grund des Wirtekonzepts zugestandene Versuchsphase verschaffe keine verfassungsrecht-
lich geschützte Vertrauensposition. 
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c) Die Reduktion der maximal möglichen Öffnungszeiten für Gastbetriebe am Lindenquai 
erweise sich durchaus als taugliches Mittel zur Eindämmung der Immissionen. Dabei er-
folge die Gebietseinteilung aus rein stadtplanerischem Interesse: Der nachmitternächtli-
che Vergnügungsbetrieb solle im Welschdörfli und im Industriequartier konzentriert wer-
den. Insgesamt stelle die gebietsbezogene Verkürzung der Öffnungszeiten eine zulässige 
wirtschaftspolizeiliche Einschränkung dar. Zwar werde die Nutzungsart von Hauris Be-
trieb erschwert; dies rechtfertige sich aber mit Blick auf das öffentliche Interesse an 
nächtlicher Ruhe, Ordnung und Sicherheit. 

d) Die Ungleichbehandlung der Gebiete Lindenquai und Welschdörfli lasse sich sachlich 
rechtfertigen. Lindenquai und Altstadt seien überwiegend Wohnquartiere. Vor allem am 
Lindenquai seien in den letzten Jahren viele neue Miet- und Eigentumswohnungen ent-
standen. Das Verkehrsaufkommen in diesen Gebieten halte sich bisher in Massen. Im 
Welschdörfli hingegen bestehe ein geringer Wohnanteil und ein beträchtliches Verkehrs-
aufkommen. Die Gebiete Lindenquai und Welschdörfli seien zwar der gleichen Nut-
zungszone ZA1 zugeteilt, jedoch grenze das Welschdörfli an eine gemischte Zone mit 
zahlreichen Gewerbebetrieben, der Lindenquai dagegen an eine Zone mit überwiegender 
Wohnnutzung. Die Rayoneinteilung, wie sie im angefochtenen Beschluss vorgenommen 
sei, führe offensichtlich zu keiner Verletzung der Rechtsgleichheit.  

Das Verwaltungsgericht verzichtete auf die Einreichung einer Vernehmlassung. 

B. Aufgaben 

Sie sind Gerichtsschreiberin bzw. Gerichtsschreiber an der II. öffentlich-rechtlichen Abteilung 
des Bundesgerichts und haben den Auftrag, das Urteil des Gerichts vorzubereiten. Beantwor-
ten Sie zu diesem Zweck folgende Fragen: 

1) Wird das Bundesgericht auf die Beschwerde von Gastwirt Hauri eintreten? Sie können 
davon ausgehen, dass die Rügen verfahrensrechtlich ausreichend begründet sind. 

2) Wie sind die in der Beschwerdeschrift vorgetragenen Rügen zu beurteilen? Behandeln Sie 
jede der Rügen a) bis d) getrennt und unabhängig von Ihrer Antwort zu Frage 1). 

Aufgabe 1 gewichtet zu rund 20 Prozent, Aufgabe 2 zu rund 80 Prozent (die Teilaufgaben a) 
bis d) wiederum zu je rund 20 Prozent). 

Lesen Sie die Prüfungsaufgabe und das Normmaterial vollständig und genau durch. Der Ge-
samteindruck fliesst in die Bewertung ein. Honoriert werden gute Strukturierung, gute Argu-
mente und guter Stil; Abzüge gibt es für mangelhafte oder schlecht strukturierte Argumentati-
on. Stichwortartiges Schreiben wird nicht berücksichtigt. 

C. Hilfsmittel 

−−−− BV (SR 101); 
−−−− BGG (SR 173.110); 
−−−− VGG (SR 173.32); 
−−−− VwVG (SR 172.021); 
−−−− Beschluss des Stadtrates von Chur vom 6. Januar 2011 (Beilage); 
−−−− Gastwirtschaftsgesetz für die Stadt Chur vom 24. September 2000, GWC (Beilage); 
−−−− Stadtplan von Chur (Beilage). 
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D. Beilagen 

Beschluss des Stadtrates von Chur vom 6. Januar 2011 

Mit Wirkung ab 1. Februar 2011 gelten die folgenden maximal möglichen und gebietsbezoge-
nen Öffnungszeiten der Gastwirtschaftsbetriebe: 

Art. 1: Gebietseinteilung und Öffnungszeiten 
Rayon 1: Altstadt/Lindenquai und übriges Wohngebiet 

Sonntag bis Donnerstag  24.00 Uhr 
Freitag/Samstag  bis max. 01.00 Uhr 

Rayon 2: Welschdörfli und Industrie 
Sonntag bis Donnerstag  bis max. 02.00 Uhr 
Freitag/Samstag  bis max. 03.00 Uhr 

Art. 2: Formelles 
Für die vorgängige Information, inkl. Gewährung des rechtlichen Gehörs, sowie für die Aus-
fertigung und den Versand der neuen Bewilligungen für dauernd längere Öffnungszeiten nach 
Art. 12 Bst. a Abs. 1 GWC ist die Stadtpolizei verantwortlich.  

Gastwirtschaftsgesetz für die Stadt Chur vom 24. September 2000 (GWC); Auszug 
Angenommen in der städtischen Volksabstimmung vom 24. September 2000 

Art. 1 Zweck 
Dieses Gesetz regelt die Bewilligungen, die Öffnungszeiten sowie die Gebühren bei der Aus-
übung gastgewerblicher Tätigkeiten in der Stadt Chur zum Schutz der Jugend sowie zur Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit.  

Art. 2 Aufsicht 
Der Stadtrat übt die Aufsicht über das Gastwirtschaftsgewerbe aus.  

Art. 11 Grundsatz 
Gastwirtschaftsbetriebe dürfen von 06.00 Uhr bis 24.00 Uhr geöffnet sein.  

Art. 12 Ausnahmen 
a) Verlängerung 
1 Der Stadtrat kann auf spezielles Gesuch hin jedem Gastwirtschaftsbetrieb dauernd längere 
Öffnungszeiten bewilligen.  
2 Die Stadtpolizei kann für einzelne Tage, Anlässe und Betriebe längere Öffnungszeiten be-
willigen, wenn das Gesuch bis spätestens 24.00 Uhr vorliegt.  

b) Auflagen 
Die Bewilligung längerer Öffnungszeiten kann für einzelne oder gemeinsam für mehrere nahe 
beieinander liegende Betriebe von einem Konzept zur Aufrechterhaltung von Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit abhängig gemacht und mit Auflagen verbunden werden.  

c) Verkürzung 
Sofern Nachtruhe, öffentliche Ordnung und Sicherheit oder berechtigte Interessen des Jugend-
schutzes es erfordern oder die Auflagen gemäss Bst. b nicht erfüllt werden, können vom 
Stadtrat auch kürzere Öffnungszeiten als in Art. 11 vorgesehen festgelegt oder gewährte Ver-
längerungen wieder entzogen werden. Die Verkürzung ist auch für mehrere beieinander lie-
gende Betriebe, ganze Strassenzüge, Quartiere oder für Teilbereiche von Betrieben möglich.  
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Ausschnitt des Stadtplans Chur 
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P R O B E K L A U S U R  I M  Ö F F E N T L I C H E N  R E C H T  

BEURTE I LUNGSRASTER  

Hinweis: Der Beurteilungsraster ist als allgemeine Leitlinie zu verstehen. Für die Vergabe der Punkte zählt neben dem Inhalt auch die Qualität der Struk-
turierung und Argumentation. Volle Punktezahl gibt es nur bei vollständiger Subsumtion.  

1. 

Frage 

Thema / Begründung 

Die Zulässigkeit der Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten (Art. 82 ff. BGG) 

erreichte/max. P. 

 

 

 

 

 

10 P. 

(alter-

nativ) 

 

1. Lösung: Stadtratsbeschluss = Verfügung/Allgemeinverfügung 

Anfechtungsobjekt: Art. 82 Bst. a BGG; Urteil des bündnerischen Verwaltungsgerichts vom 10. März 2011; Qualifikation 

des Stadtratsbeschlusses vom 6. Jan. 2011 als Allgemein-/Verfügung (Merkmale: Einzelfall, Vielzahl individuell nicht be-

stimmter Adressaten, d.h. generell-konkret). 

Ausnahmen: Art. 83 BGG; Die gebietsbezogene Regelung von Öffnungszeiten für Gastwirtschaftsbetriebe fällt inhaltlich 

nicht unter den Ausnahmekatalog. 

Vorinstanz: Art. 86 Abs. 1 Bst. d; Beschwerde gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts vom 10. März 2011 als kanto-

nal letzte Instanz.  

Legitimation:  

- Parteifähigkeit: Rechtsfähigkeit: problemlos, Gastwirt X = natürliche Person (Art. 11 ZGB); 

- Prozessfähigkeit: Handlungsfähigkeit: problemlos, da keine Hinweise (Art. 13 ZGB); 

- Formelle Beschwer: Gastwirt X. hat am vorinstanzlichen Verfahren teilgenommen (Art. 89 Abs. 1 Bst. a BGG); + 

unterlegen; 

- Materielle Beschwer: Besonders berührt; schutzwürdiges aktuelles und praktisches Interesse: Gastwirt X ist Be-

treiber einer Diskothek, die in dem vom Stadtratsbeschluss erfassten Gebiet Lindenquai liegt und bislang von einer 

grosszügigeren (Ausnahme-)Regelung der Öffnungszeiten profitieren konnte. Legitimation gegeben (Art. 89 Abs. 1 

Bst. b und c BGG).  

Frist: Gemäss Sachverhalt eingehalten (Art. 100 Abs. 1 BGG).  

 

 

 

 

…………….../2 

 

………….…../1 

 

 

……………../1 

 

 

 

 

 

 

 

 

…………..../2 

 

……….……/1 

 

   

 

Korrektur 
........... 
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Frage 

1 

Thema / Begründung 

Die Zulässigkeit der Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten (Art. 82 ff. BGG) 

erreichte/max. P. 

 2. Lösung: Stadtratsbeschluss = Erlass 

Anfechtungsobjekt: Art. 82 Bst. b BGG; Stadtratsbeschluss vom 6. Jan. 2011 enthält abstrakte Regelungen betreffend 

die gebietsbezogenen maximal möglichen Öffnungszeiten und weist daher Elemente eines Erlasses auf.  

Ausnahmen: Art. 83 BGG gilt nicht für Erlasse.  

Vorinstanz: Art. 87 Abs. 2 i.V.m. Art. 86 Abs. 1 Bst. d BGG; Beschwerde gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts vom 

10. März 2011 als kantonal letzte Instanz. 

Legitimation:  

- Parteifähigkeit: Rechtsfähigkeit: problemlos, Gastwirt X. = natürliche Person (Art. 11 ZGB); 

- Prozessfähigkeit: Handlungsfähigkeit: problemlos, da keine Hinweise (Art. 13 ZGB); 

- Formelle Beschwer: Gastwirt X. hat am vorinstanzlichen Verfahren teilgenommen (Art. 89 Abs. 1 Bst. a BGG); + 

unterlegen; 

- Materielle Beschwer: Wer virtuell in schutzwürdigen tatsächlichen Interessen besonders berührt ist; Gastwirt X. 

als Betreiber einer Diskothek am Lindenquai ist zur Beschwerde legitimiert (89 Abs. 1 Bst. b und c BGG).  

Frist: Gemäss Sachverhalt eingehalten (Art. 101 BGG). 

 

 

……….……/2 

…..…….…./1 

 

 

……….….../1 

 

 

 

 

 

 

……………/2 

..…………./1 

 

 Beschwerdegründe: Art. 95 Bst. a BGG; Verletzung von Bundesrecht: Art. 29 Abs. 2, 9, 27, 8 BV.  

Form: gemäss Sachverhalt qualifiziertes Rügeprinzip (Art. 106 Abs. 2 BGG) erfüllt.  

Zusatzpunkt: beide Lösungen geprüft; Qualifizierung offen gelassen. 

Fazit: Das Bundesgericht wird auf die Beschwerde eintreten. 

……………/1 

……..……./1 

 

……..……./1 

 Total Frage 1 …………./10 
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Frage 

2a 

Thema / Begründung 

Verletzung des rechtlichen Gehörs (Art. 29 Abs. 2 BV) 

erreichte/max. P. 

 

 

 

10 P.  

Ausgangslage: Nicht angehört, keine Möglichkeit zur Stellungnahme vor Erlass des Stadtratsbeschlusses.  

Inhalt Grundsatz: Recht der Verfahrensparteien, vor Erlass eines Entscheides angehört zu werden und sich zur Sache zu 

äussern (Art. 29 Abs. 2 BV).  

Qualifizierung des Stadtratsbeschlusses vom 6. Jan. 2011:  

- Als Erlass; vergleichbar mit Nutzungsplan; oder: als Allgemeinverfügung (da generell-konkrete Anordnung).  

- Beschluss ersetzt nicht die für jeden Betrieb auszustellende individuelle (periodische) Verlängerungsbewilligung (Ausle-

gung von Art. 12 Bst. a GWC und Art. 2 des Stadtratsbeschlusses); 

Gewährung des rechtlichen Gehörs:  

- Nutzungsplan: Grundsätzlich sind die Grundeigentümer in geeigneter Form individuell anzuhören 

- Möglichkeiten für Einwendungen im Rahmen eines Einsprache- oder Beschwerdeverfahrens genügen; 

- Vorliegend Äusserung und Stellungnahme möglich vor kant. Verwaltungsgericht, das Tat- und Rechtsfragen prüft (volle 

Kognition; Art. 86 Abs. 1 Bst. d i.V.m. Art. 110 BGG). 

Alternativen: 

- Erlass kein vorgängiger individueller Gehörsanspruch (4 Punkte); oder: Allgemeinverfügung aus Praktikabilitätsgründen 

ebenfalls kein vorgängiger Gehörsanspruch (beachten: wenn Spezialadressat bejaht, dann Heilung prüfen) (4 Punkte) 

 

Zusatzpunkt: Wenn Lösung Nutzungsplan (Bundesgericht).  

  

Fazit: Gehörsanspruch nicht verletzt. 

……………/1 

 

……………/1 

 

 

…..………./1 

 

……………/2 

 

 

 

 

……………/4 

 

 

 

 

 

 

 

……………/1 

 

 

 
Total Frage 2a ………..../10 

 

 
 
 



Probeklausur im öffentlichen Recht – FS 2011  Hinweise zur Korrektur 

4 

Frage 

2b 

Thema / Begründung 

Verletzung von Treu und Glauben (Art. 9 BV) 

erreichte/max. P. 

 

 

 

 

 

10 P. 

(alter-

nativ) 

Ausgangslage: Vertrauen auf das „Nicht-Inkraftsetzen“ neuer Beschlüsse und in Erklärung des weiteren Zuwartens.  

Inhalt Grundsatz: Staat und Private haben sich vertrauenerweckend und vertrauenshonorierend zu verhalten. Folgende 

Ausprägungen: Vertrauensschutz, widersprüchliches Verhalten, Rechtsmissbrauch (Art. 9 BV).   

1. Lösung: Verhalten des Stadtrates = Zusicherung 

- Zusicherung: Erklärung, man warte Wirkungen des Wirtekonzepts ab.  

- Keine vorbehaltslose Zusicherung, in Zukunft keine Beschlüsse betreffend Öffnungszeiten mehr zu fällen; beim Wirte-

konzept handelt es sich um eine Versuchsphase; Konzept erfasste zudem unbestimmte Personen bzw. unbestimmte 

Betriebe;  

- Aufgrund des Polizeiberichts und des Lärmgutachtens konnte die Lage neu beurteilt werden. Stadtrat als befugtes 

Rechtsetzungsorgan zum Handeln gezwungen.  

2. Lösung: Verhalten des Stadtrates = Widersprüchliches Handeln der Behörde  

- Ein und dieselbe Behörde darf von einem Standpunkt, den sie gegenüber einem bestimmten Bürger in einem konkreten 

Verfahren verbindlich eingenommen hat, nicht ohne sachlichen Grund abweichen;  

- Der Stadtrat hat keinen verbindlichen Standpunkt eingenommen, lediglich eine Versuchsphase gewährt und zwar ge-

genüber unbestimmten Personen bzw. unbestimmten Betrieben.  

- Zudem bestünde wegen Neubeurteilung der Lage gestützt auf den Polizeibericht und das Lärmgutachten ein sachlicher 

Rechtfertigungsgrund von der Geltung des Wirtekonzepts abzuweichen.  

Zusatzpunkt: Wenn beide Möglichkeiten geprüft.  

Fazit: Insgesamt kein Anspruch auf Schutz des Vertrauens. 

……………/1 

……………/1 

 

……………/1 

 

 

……………/3 

 

……………/3 

 

 

…..….……./1 

 

……………/3 

 

……………/3 

 

 

……………/1 

 

 Total Frage 2b ………..…/10 
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Frage 

2c 

Thema / Begründung 

Verletzung der Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 BV) 

erreichte/max. P.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

10 P. 

Ausgangslage und Inhalt Grundsatz: Angefochtener Beschluss sei unverhältnismässig; Schutz der privatwirtschaftlichen 

Erwerbstätigkeit, insbesondere deren freie Ausübung (Art. 27 BV).  

Persönlicher und sachlicher Schutzbereich: Gastwirt X. = natürliche Person. Betrieb einer Diskothek = privatwirtschaftli-

che Tätigkeit; Limitierung der Öffnungszeiten tangiert die freie Ausübung.   

Eingriff: 

- Beschluss vom Stadtrat; verkürzt die maximal möglichen Öffnungszeiten des am Lindenquai liegenden Betriebes von 

Gastwirt X., d.h. Eingriff in den Schutzbereich.  

- Leichter Eingriff; Diskothek kann geöffnet bleiben, die maximal bewilligten Öffnungszeiten reduzieren sich für So-Do 

von 02.00 Uhr auf 24.00 Uhr, für Fr und Sa von 06.00 Uhr auf 01.00 Uhr.  

Gesetzliche Grundlage:  

- GWC ist ein Gesetz im formellen Sinn; nach Art. 12 Bst. c GWC kann der Stadtrat zum Schutz von Ruhe, Ordnung, 

Sicherheit kürzere Öffnungszeiten vorsehen oder gewährte Verlängerungen entziehen.  

- Rayoneinteilung nach Art. 12 Bst. c GWC zulässig.  

- Art. 12 Bst. c GWC als genügende gesetzliche Grundlage für den Eingriff.  

Öffentliches Interesse: Grundsatzkonformer Eingriff 

- Die gebietsbezogene Verkürzung der Öffnungszeiten erfolgt nicht wegen einer Überschreitung der Lärmgrenzwerte, 

sondern für die Sicherstellung der Nachtruhe und zum Schutz vor weiteren Immissionen. Messmethode und zusätzliche 

Lärmquellen spielen keine Rolle; Verkürzte Öffnungszeiten der Betriebe am Lindenquai sollen Anlockung von Personen-

gruppen aus dem nahegelegenen Welschdörfli verhindern und indirekt die Altstadt schützen.  

- Gebietsbezogene Verkürzung der Öffnungszeiten ist eine zulässige wirtschaftspolizeiliche Einschränkung (Schutz von 

Polizeigütern).   

Verhältnismässigkeit: 

- Eignung: Städteplanerisches Ziel; Konzentration des nachmitternächtlichen Vergnügungsbetriebs im Welschdörfli und im 

Industriequartier. Öffnungszeiten in restriktiverem Umfang und dem Charakter der Stadtgebiete entsprechend stellen 

ein taugliches Mittel dar, um dieses Ziel zu erreichen.   

- Erforderlichkeit: Die langen Öffnungszeiten der Betriebe am Lindenquai sind kausal für Immissionen. Zusätzliche Lärm-

quellen ändern nichts daran. Nach Stadtgebieten geregelte Öffnungszeiten sind in sachlicher, räumlicher und persönli-

cher Hinsicht das mildeste Mittel, um den Lärm zu konzentrieren. Durch Stadtratsbeschluss können die Öffnungszeiten 
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Frage 

2c 

Thema / Begründung 

Verletzung der Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 BV) 

erreichte/max. P.  

rasch an veränderte Verhältnisse angepasst werden (mildestes Mittel in zeitlicher Hinsicht).  

- Zumutbarkeit: Der Betrieb von Gastwirt X. trägt erheblich zur Lärmproblematik am Lindenquai bei. Durch die Verkür-

zung der Öffnungszeiten wird zwar die bisherige Nutzung für Betriebe erheblich erschwert. Jedoch haben die Wahrung 

der öffentlichen Ruhe und Ordnung und damit der Schutz der Anwohner einen höheren Stellenwert als das Interesse 

von X. an langen nächtlichen Öffnungszeiten für seinen Betrieb. Der Eingriff ist daher verhältnismässig. Keine Verlet-

zung der Wirtschaftsfreiheit. 

Fazit: Keine Verletzung der Wirtschaftsfreiheit.  

……………/1 

 

 

 

……..……./1 

……………/1 

 

 Total Frage 2c ............./10 
 

Frage 

2d 

Thema / Begründung 

Verletzung der Rechtsgleichheit (Art. 8 Abs. 1 BV) 

erreichte/max. P.   

 

 

 

 

10 P. 

Ausgangslage: Lindenquai und Welschdörfli wurden verschiedenen Rayons zugewiesen.  

Inhalt Grundsatz: Das Gleichheitsgebot (Art. 8 Abs. 1 BV) gebietet den Behörden Gleiches nach Massgabe seiner Gleich-

heit gleich zu behandeln.  

Prüfschema: angewendet (vergleichbare Situation, ungleiche Behandlung, sachliche Gründe) 

- Keine vergleichbare Situation: Lindenquai grenzt an eine (1.)Zone mit überwiegender Wohnnutzung an, hat einen 

(2.)erheblich höheren Wohnanteil, ein (3.)geringeres Verkehrsaufkommen und eine (4.)tiefere Lärmvorbelastung als das 

Welschdörfli (3 Kriterien genügen).   

[Alternative Lösung: Falls Gebiete als vergleichbar beurteilt, sachliche Gründe für Differenzierung nötig: Einteilung in 

Rayons dient dem besonderen Ruhebedürfnis und der Sicherheit eines Teils der Nutzungszone. Rayoneinteilung verfolgt 

anderes Ziel als Nutzungsplan (4 Punkte)].  

- Bei planerischen Massnahmen ist Rechtsgleichheit gewahrt, wenn Planung nicht willkürlich ist. Vorliegende Planung ist 

nicht willkürlich, da sachlich gerechtfertigt (Ruhe, Ordnung…).  

Fazit: Keine Verletzung des Gleichheitsgebotes 

……………/1 

 

…..………./1 
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………..…./1 

 Total Frage 2d ............../10 
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3. Berechnung der Note  Total: Fragen 1, 2a-2d    

  [(erreichte Punktzahl ÷ 45) x5] + 1    

 gerundet auf halbe Noten: ab 0,25 und 0,75 wird aufgerundet Note    

 Bemerkungen: 

 

Genügend ab 25 Punkten; gut ab 34 Punkten. 

 


